
 
Landkreis Aurich 

Der Landrat 

Herrn Harm-Uwe Weber 

Fischteichweg 7-13 

26603 Aurich                                                                                         

Aurich, den 15.06.2014 

Antrag zum Kreisausschuss/Kreistag am 03.07.2014 

Sehr geehrter Herr Weber, 

 

bitte nehmen Sie den Punkt: Asyl – Resolution gegen Abschiebung in Erstaufnahmeländer auf die 

Tagesordnung der Sitzung des Kreisausschusses/Kreistages am 3.7.2014 

 

Zu dem o.g. Punkt beantragt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 

 

Der Kreistag beschließt die nachfolgende Resolution: 

Der Kreistag des Landkreises Aurich spricht sich entschieden gegen die Rückführung von in Deutschland 

Asylsuchenden im Rahmen der Dublin-II/III-Verordnung in die Erstaufnahmeländer aus. Das gilt 

besonders für Länder, die bereits durch eine große Zahl von Flüchtlingen belastet und  in denen dadurch 

die humanitäre Situation nach Feststellungen von Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen wie 

bsp.weise ProAsyl unverantwortbar ist. Der Kreistag fordert die Niedersächsische Landesregierung auf, 

sich in diesem Sinne im Bundesrat und in der Innenministerkonferenz einzusetzen. 

 

Begründung: 

Menschen die aus Ihrem Heimatland flüchten müssen, haben oftmals einen langen traumatischen Weg 

hinter sich gebracht, bis sie in Deutschland ankommen.  Sind sie jedoch einmal während ihrer Flucht in 

einem anderen EU-Mitgliedsstaat erkennungsdienstlich erfasst worden, so müssen nach der Dublin 

II/III-Verordnung in das Erstaufnahmeland „zurückgeführt“ werden, wie es im Amtsdeutsch 

verharmlosend ausgedrückt wird. Einige dieser Erstaufnahmeländer sind jedoch mit der derzeitig großen 

Anzahl von Flüchtlingen absolut überfordert. Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen haben 

festgestellt, dass es dort zu menschenunwürdigen Zuständen und teilweise zu Inhaftierung von 

Flüchtlingen kommt. Durch die Umsetzung der Abschiebung/Rückführung ist die Gefahr groß, dass 

diese Flüchtlinge nicht wieder gut zu machenden Schaden erleiden. Dies dürfen wir nicht zulassen und 

damit die Situation aller Flüchtlinge weiter verschlechtern. Die Bundesrepublik Deutschland hat die 

Möglichkeit und sollte diese auch nutzen das Asylverfahren in solchen Fällen selbst durchzuführen 

(Selbsteintrittsrecht). 

 

Vielmehr sollten wir im Landkreis Aurich, in dem es einen großen Kreis von Menschen gibt, die sich in 

Asylkreisen zusammen gefunden haben um den Menschen,  die schutzsuchend hier nach Deutschland 

kommen, Unterstützung  zu geben, in ihrer Arbeit stärken und dafür eintreten, dass sich diese Abschiebe 

- Praxis grundlegend ändert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Angelika Albers                                                                                            Gila Altmann 
Fraktionsvorsitzende Kreistagsfraktion 
Bündnis90/Die Grünen im Landkreis Aurich 

Fraktionsvorsitzender Kreistagsfraktion 
Bündnis90/Die Grünen im Landkreis Aurich 

Zur Kenntnisnahme: 
Allen Fraktionen und Einzelmitgliedern im 

Kreistag Aurich 

  



 
 


